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Obschon die Analogie und
der richtige Umgang mit ihr in
der Praxis selbstverständlich
und geläufig sein sollte, sind
in den Liquidationen doch im-
mer wieder Ungenauigkeiten
und Fehler zu beobachten.
In vielen Bereichen, wie zum
Beispiel Sinuslift, Augmenta-
tion und Laseranwendung, ist
die Analogie aber nicht weg-
zudenken. 
Daher sollen im Folgenden
noch einmal die wichtigsten
Punkte zur Analogie – wie sie
die GOZ vorgibt – veran-
schaulicht werden.

§ 6 Abs. 2 GOZ lautet: 

„Selbstständige zahnärztli-
che Leistungen, die erst nach
Inkrafttreten dieser Gebüh-
renordnung aufgrund wis-
senschaftlicher Erkenntnisse
entwickelt werden, können
entsprechend einer nach Art,
Kosten- und Zeitaufwand
gleichwertigen Leistung des
Gebührenverzeichnisses für
zahnärztliche Leistungen be-
rechnet werden.“
Für viele stellvertretend
führt das Verwaltungsgericht
Düsseldorf mit Urteil vom
15.06.2010 (Az. 26 K 2402/09)
Grundsätzliches zur Analo-
gie und wie sie verstanden
werden soll aus: 
„Gemäß § 6 Abs. 2 GOZ kön-
nen selbstständige zahnärzt-
liche Leistungen, die erst nach
Inkrafttreten dieser Gebüh-
renordnung aufgrund wis-
senschaftlicher Erkenntnisse
entwickelt werden, entspre-
chend einer nach Art, Kosten-
und Zeitaufwand gleichwer-
tigen Leistung des Gebüh-
renverzeichnisses für zahn-
ärztliche Leistungen berech-
net werden. Der Regelung
des § 6 GOZ liegt die Absicht
des Verordnungsgebers zu-
grunde, mit den im Gebüh-

renverzeichnis enthaltenen
und nach § 6 Abs. 1 GOZ für
abrechnungsfähig erklärten
Leistungen das Spektrum der
wissenschaftlich allgemein
anerkannten zahnärztlichen
Leistungen zum damaligen
Zeitpunkt vollständig abzu-
decken. Dazu gehörten auch
Leistungen, die bis dahin
analog abgerechnet, aber
nicht in das Gebührenver-
zeichnis aufgenommen wur-
den (vgl. BR-Drucks. 276/87,
S. 71). Dementsprechend ist
eine analoge Anwendung
von Leistungen des Gebüh-
renverzeichnisses nur für
solche selbstständigen zahn-
ärztlichen Leistungen zuläs-
sig, die nach dem Inkraft-
treten der Gebührenordnung
zur Praxisreife gelangt sind.
Leistungen, die Bestandteil
oder eine besondere Ausfüh-
rung einer anderen Leistung
nach dem Gebührenverzeich-
nis sind, dürfen nicht im Wege
der Analogie berechnet wer-
den, ... Nicht entscheidend
ist, ob eine neue Leistung be-
reits wissenschaftlich aner-
kannt ist, denn eine gewisse
Praxisreife genügt. Die Leis-
tung mag wissenschaftlich
noch umstritten sein, sie muss
von der zahnmedizinischen
Wissenschaft jedoch zumin-
dest registriert sein.“

§ 10 Abs. 4 GOZ lautet: 

„Wird eine Leistung nach § 6
Abs. 2 berechnet, ist die ent-
sprechend bewertete Leis-
tung für den Zahlungspflich-
tigen verständlich zu be-
schreiben und mit dem Hin-
weis ‚entsprechend‘ sowie
der Nummer und der Bezeich-
nung der als gleichwertig er-
achteten Leistung zu verse-
hen.“
Wie zum Beispiel das Verwal-
tungsgericht Düsseldorf mit

Urteil vom 15.06.2010 (Az.
26 K 2402/09) festgestellt hat,
kann eine analoge Abrech-
nung bereits daran scheitern,
dass die Formvorschriften
des § 10 Abs. 4 GOZ nicht ein-
gehalten werden. 

Das Verwaltungsgericht
Düsseldorf führt aus:

„Eine Abrechnung analog
Nr. ... GOZ dürfte schon des-
halb ausscheiden, weil der
Behandler die Analogie in der
Rechnung nicht ausdrücklich
kenntlich gemacht hat, ...
Denn gemäß § 10 Abs. 4 GOZ

ist die entsprechend bewer-
tete Leistung für den Zah-
lungspflichtigen verständlich
zu beschreiben und mit dem
Hinweis ‚entsprechend‘ so-
wie der Nummer und der Be-
zeichnung der als gleichwer-
tig erachteten Leistung zu
versehen.“
Genau hieran kranken viele
Rechnungen immer wieder.
Es finden sich die unter-
schiedlichsten Variationen
der Analogie-Darstellung. Zu
empfehlen ist aber diejenige,

welche in der GOZ klar und
deutlich beschrieben ist.
Nämlich: 
• Beschreibung der durchge-

führten/geplanten Leistung 
• „entsprechend“
• GOZ-Ziffer nebst Leistungs-

beschreibung.

Steigerung im Rahmen
der Analogie

Selbstverständlich kann man
im Rahmen einer analogen
Berechnung auch den Faktor
angemessen steigern. 
Dies bestätigt beispielsweise
der Verwaltungsgerichtshof

Baden-Württemberg in sei-
nem Urteil vom 27.06.2007
(Az. 4 S 2090/05) mit den
Worten: „Den angemessenen
Gebührenfaktor innerhalb
der Regelspanne hat der
Zahnarzt nach billigem Er-
messen zu bestimmen. 
Die von ihm getroffene Be-
messung ist insoweit – anders
als die Frage, ob Besonder-
heiten ein Überschreiten der
Regelspanne rechtfertigen –
nur eingeschränkt gericht-
lich nachprüfbar. Maßge-

bend ist insoweit § 315 Abs. 3
BGB, da die Frage, ob die
Honorarforderung des Zahn-
arztes gerechtfertigt ist, nach
Bürgerlichem Recht zu be-
antworten ist (vgl. BVerwG,
Urteil vom 24.11.1988, RiA
1989, 165). Die Möglichkeit
gerichtlicher Nachprüfung –
mit der Folge, dass das Ge-
richt dann die eigene Ein-
schätzung an die Stelle der
Einschätzung des Arztes
setzen darf und muss (§ 315
Abs. 3 Satz 2 BGB) – setzt erst
jenseits gewisser Grenzen
ein. Diese Grenzen werden
einerseits durch das Maß der
Abweichung vom Billigen
markiert, wobei erst ver-
gleichsweise erhebliche Ab-
weichungen zur Anwendung
des § 315 Abs. 3 Satz 2 BGB
führen, andererseits durch
die (Miss-)Achtung der an-
erkannten Bewertungsmaß-
stäbe des § 5 Abs. 2 Satz 1
GOZ. Stets muss die Bewer-
tung die gerade nach die-
sen Maßstäben wesentlichen
Umstände nachvollziehbar
berücksichtigen ...
Insoweit hat sich im ärzt-
lichen und wohl auch zahn-
ärztlichen Bereich eine Li-
quidationspraxis herausge-
bildet, die sich generell am
Regelhöchstsatz orientiert ...
Eine den Bestimmungen
der Gebührenordnung nicht
mehr entsprechende Liqui-
dationspraxis rechtfertigt es
jedoch nicht, generell von
der Bestimmung des § 10 Abs.
3 Satz 1 GOZ abzuweichen
und im Falle einer analogen
Berechnung stets eine be-
sondere Begründung zu ver-
langen (so aber Bayer. VGH,
Urteil vom 30.05.2006, a.a.O.).
Hierfür besteht keine Not-
wendigkeit, da die analoge
Berechnung zur Vorausset-
zung hat, dass die tatsächlich
erbrachte Leistung der in
der GOZ beschriebenen Leis-

tung, die analog angewendet
werden soll, nach Art, Kosten-
und Zeitaufwand gleichwer-
tig ist. 
Die in der Gebührenposition
beschriebene Leistung ist da-
her auch in diesem Fall ein
tauglicher Maßstab für die
vorzunehmende Gebühren-
bemessung. Auszugehen ist
insoweit von der Frage, wie
die erbrachte Leistung nach
dem konkreten Aufwand im
Einzelfall im Vergleich zum
Durchschnitt der in der Ge-
bührenposition beschriebe-
nen Leistung einzustufen ist.
Diese Art der Gebührenbe-
messung im Fall einer ana-
logen Berechnung unter-
scheidet sich nicht derart
wesentlich von dem üblichen
Vorgehen, dass eine im Ge-
setz so nicht vorgesehene
Einschränkung des § 10 Abs.
3 Satz 1 GOZ gerechtfertigt
wäre. 
Denn zahlreiche Gebühren-
positionen umfassen eine
große Bandbreite unter-
schiedlicher Maßnahmen, die
eine Bestimmung des an-
gemessenen Steigerungsfak-
tors schwierig gestalten kön-
nen.“

Fazit 

Die Analogie ist ein wichti-
ges Instrument, den aktuel-
len Stand der Wissenschaft
einer nachhinkenden Gebüh-
renordnung anzupassen. Es
sollte nur auf eine korrekte
Anwendung und Darstellung
geachtet werden.

Hintergrund: „Private
Limited Company“ 
und „Firma“ 

Die Private Limited Com-
pany (Ltd.) ist eine Gesell-
schaftsform nach britischem
Gesellschaftsrecht. Sie ist
ihrer Konstruktion nach mit
der seit dem 01.11.2008 im
deutschen Gesellschaftsrecht
als Reaktion auf die Beliebt-
heit der Ltd. neu eingeführten
„Unternehmergesellschaft
(haftungsbeschränkt)“ bzw.
„UG (haftungsbeschränkt)“
mit einem Mindeststammka-
pital von 1 Euro vergleich-
bar. Das Mindest-Nominalka-
pital der Ltd. liegt bei 1 Pfund
(GmbH dagegen mindestens
25.000 Euro). Die Präsenz
der Ltd. in Deutschland geht
zurück auf die Urteile des
EuGH in den Fällen Centros
(09.03.1999, Az.: C-212/97),
Überseering (05.11.2002, Az.:
C 208/00) und Inspire Art
(30.09.2003, Az.: C 167/01).
Danach können innerhalb
der EU unter bestimmten
Voraussetzungen auch Ge-
sellschaftsrechtsformen an-
derer EU-Mitgliedsländer

eingesetzt werden. Im Be-
reich der Heilberufe aller-
dings ist die Rechtsform einer
juristischen Person – wie der
Ltd. – in Deutschland je nach
Landesrecht überhaupt nicht
oder nur unter bestimmten
Voraussetzungen zulässig. 
Unter „Firma“ versteht das
deutsche Handelsrecht an-
ders als der Sprachgebrauch
lediglich den Namen, unter
dem ein handelsgewerbliches
Unternehmen (= Kaufmann)
seine Geschäfte betreibt und
unter dem es klagen und
verklagt werden kann, also
im allgemeinen Sprachge-
brauch den Firmennamen.
Die Eintragung von gewerb-
lichen Unternehmen in das
öffentliche, von den Gerich-
ten elektronisch geführte
Handelsregister unter ihrem
Firmennamen und mit der
zutreffenden Angabe ihrer
wichtigsten Rechtsverhält-
nisse dient der Offenlegung
ihrer Zugehörigkeit oder
ggf. Nicht-Zugehörigkeit zum
Handelsstand (Publizität) so-
wie dem Verkehrsschutz. Es
ist Aufgabe des Registerge-
richts, die förmlichen und

materiellen Voraussetzungen
für die Eintragung zu prüfen. 

Der Fall 

Der vorliegende Fall betrifft
die Eintragung der Münche-
ner Zweigniederlassung ei-
ner im Handelsregister von
Cardiff mit dem Firmenna-
men „Zahnarztpraxis Ltd.“
eingetragenen Gesellschaft.
Das AG München als zustän-
diges Registergericht hatte
die Eintragung abgelehnt
(Beschluss vom 22.03.2010,
Az.: 31 AR 8023/09). Die
Gesellschaft trug im Be-
schwerdeverfahren vor, sie
betreibe ein Büro in München
mit zwei Angestellten. Unter-
nehmensgegenstand sei die
Erbringung von Serviceleis-
tungen gegenüber zahnmedi-
zinischen Berufen, insbeson-
dere Organisation, Abrech-
nung und Verwaltung. 

Die Entscheidung 

Das OLG München wies die
Beschwerde gegen den Be-

schluss des Amtsgerichts
Münchens zurück. Es wen-
det auf die Eintragung der
Zweigniederlassung deut-
sches Recht an und folgt da-
mit der einschlägigen BGH-
Rechtsprechung (vgl. BGH,
07.05.2007, Az.: II ZB 7/06).
Für die Zulässigkeit des Fir-
mennamens seien deshalb
die Bestimmungen des §18
HGB zur Unterscheidbarkeit
einzelner Firmen und zum
Schutz des Rechtsverkehrs
vor Irreführung entschei-
dend. Bloße Branchen- und
Gattungsbezeichnungen wie
hier „Zahnarztpraxis“ erfüll-
ten die erforderliche Indi-
vidualisierungsfunktion der
Firma nicht und widersprä-
chen gleichzeitig dem Frei-
haltebedürfnis des Rechts-
verkehrs. „Zahnarztpraxis“
sei eine schlichte Gattungs-
angabe, der sowohl die Eig-
nung zur Kennzeichnung als
auch die Unterscheidungs-
kraft fehle. Im Hinblick auf
den Grundsatz der Firmen-
wahrheit erwecke die Firma
„Zahnarztpraxis Ltd.“ den
Eindruck, eine Zahnarztpra-
xis zu betreiben, während sie

tatsächlich nur Dienstleis-
tungen für Zahnarztpraxen
anbiete. Darin liege eine Irre-
führung über wesentliche ge-
schäftliche Verhältnisse. Die
Irreführung werde nicht
durch den Rechtsformzusatz
„Ltd.“ beseitigt, da dieser
Zusatz über die tatsächliche
Tätigkeit der Zweignieder-
lassung nicht das Geringste
aussage und deshalb nicht
geeignet sei, die Täuschung
zu beseitigen. Es dränge sich
hier für denjenigen, dem die
für Heilberufe geltenden Ein-
schränkungen bei der Wahl
der Rechtsform bekannt
seien, allenfalls die Annahme
auf, es werde möglicherweise
unter Umgehung der gesetz-
lichen Vorschriften eine
Zahnarztpraxis betrieben. Im
Übrigen könne diese rechtli-
che Kenntnis bei den ange-
sprochenen Verkehrskreisen
nicht vorausgesetzt werden,
weil die rechtlichen Regelun-
gen für die Ausübung von
Heilberufen in den einzelnen
Landesgesetzen unterschied-
lich ausgestaltet seien. 
Die Umsetzung der handels-
rechtlichen Bestimmungen

zur Individualisierungsfunk-
tion und zur Firmenwahrheit
rechtfertigen nach Auffas-
sung des OLG München ei-
nen Eingriff in die Niederlas-
sungsfreiheit nach Art. 43, 48
EGV. Denn der Schutz des
Rechtsverkehrs vor Täu-
schung und Missbrauch so-
wie das Interesse anderer
Unternehmensgründer an
der Freihaltung von Allge-
meinbegriffen stellten zwin-
gende Gründe des Allgemein-
interesses dar. Die Entschei-
dung des OLG München folgt
damit der Linie des BGH (vgl.
BGH, 07.05.2007, Az.: II ZB
7/06). In Ausgestaltung der
genannten EuGH-Rechtspre-
chung rechtfertigt der BGH
Eingriffe in die Niederlas-
sungsfreiheit u.a. mit dem
Schutz der gewerberecht-
lichen Zuverlässigkeit und
der Lauterkeit des Handels-
verkehrs. 

Dauerbrenner Analogie – Richtig berechnen!
Die GOZ ist nun bekanntermaßen schon einige Jahre alt – die Analogie ist also kein neues Thema und wird mit zunehmendem Fortschritt der Zahnmedizin 

immer wichtiger. Dies wird auch eine überarbeitete GOZ nicht – zumindest nicht langfristig – ändern können.

„Zahnarztpraxis Ltd.“: Eintragung in das Handelsregister unzulässig
Das Oberlandesgericht München bestätigt in einem Beschluss vom 01.07.2010 (Az.: 31 Wx 088/10), dass eine deutsche Zweigniederlassung einer 
Private Limited Company britischen Rechts (Ltd.) mit dem Namen „Zahnarztpraxis Ltd.“ nicht in das Handelsregister eingetragen werden kann. 

Die Begründung des zuständigen Registergerichts: der Name „Zahnarztpraxis Ltd.“ sei unzulässig. Dieser Sichtweise schloss sich das OLG München an.
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